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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

Frage 1: Ist es richtig, das der Senat auch Asylbewer-

bern ohne elektronische Aufenthaltserlaubnis, Wohnbe-

rechtigungsscheine ausstellen lassen will bzw. ausstellen 

lässt? 

 

Frage 2: Ist es richtig, das der Senat auch Asylbewer-

bern mit subsidiären Schutzstatus Wohnberechtigungs-

scheine ausstellen lassen will bzw. lässt? 

 

Frage 3: Ist es richtig, das der Senat plant bzw. schon 

eine Anweisung an die Bezirke erstellt hat, wonach WBS 

auch ohne elektronische Aufenthaltserlaubnis bzw. an 

Asylbewerber mit subsidiären Status ausgegeben werden 

sollen? Wie ist der genaue Wortlaut? Falls ja, ist dies 

gesetzeskonform? 

 

Frage 4: Wie ist die mit dem geltenden Recht verein-

bar? 

 

Frage 5: Um wieviel Personen aus dem Kreis der 

Asylbewerber handelt es sich? 

 

Antworten zu 1 bis 5: Die Senatsverwaltung für Stadt-

entwicklung und Wohnen erarbeitet derzeit eine Vorlage 

zur Beschlussfassung durch den Senat über den Erlass 

von Ausführungsvorschriften zur Festlegung einer An-

tragsberechtigung nach § 27 Abs. 2 WoFG (Ausstellung 

eines Wohnberechtigungsscheins - WBS). Zielsetzung ist 

im Wesentlichen, das in Berlin praktizierte Verwaltungs-

verfahren bei der Ausführung dieser Rechtsvorschrift an 

die entsprechenden Regelungen in den Richtlinien der 

Regierungspolitik für die Legislaturperiode 2016 bis 2021 

sowie die aus der bisherigen Verwaltungspraxis gewon-

nenen Erkenntnisse anzupassen. Die Vorlage befindet 

sich zurzeit noch in der Ressortabstimmung. Es ist an-

schließend vorgesehen, die Vorlage zunächst dem Rat der 

Bürgermeister zu unterbreiten und die Beschlussfassung 

des Senats über die Vorlage bis zum Vorliegen der Stel-

lungnahme des Rats der Bürgermeister zurückzustellen. 

 

Bei diesem Sachstand und auf Grund des noch anhän-

gigen Abstimmungsprozesses innerhalb des Senats kann 

zu Einzelheiten der inhaltlichen Ausgestaltung derzeit 

keine Stellungnahme erfolgen. 

 

 

Frage 6: Wieviel zusätzliche Wohnungen für Men-

schen mit WBS hat der Senat in 2016 und in 2017 bereit-

gestellt und in welchen Bezirken? 

 

Frage 7: Wieviel Wohnungen plant der Senat in 2017 

und in 2018 für Menschen mit WBS bereitzustellen, und 

in welchen Bezirken? 

 

Antworten zu 6 und 7: Im Jahr 2016 wurden insge-

samt 2.729 Wohnungen im Rahmen des geförderten 

Wohnungsneubauprogramms und dem Programm „Expe-

rimenteller Geschosswohnungsbau“ bewilligt. Diese 

Wohnungen können nur mit Vorlage eines WBS bezogen 

werden.  

 

Die Aufteilung auf die Bezirke stellt sich folgender-

maßen dar: 

 

Bezirk geförderte Woh-
nungen 2016 

Mitte 306 

Friedrichshain-Kreuzberg 152 

Pankow 190 

Spandau 281 

Neukölln 93 

Treptow-Köpenick 442 

Marzahn-Hellersdorf 617 

Lichtenberg 537 

Reinickendorf 38 

Tempelhof-Schöneberg 73 

Summe 2.729 
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Mit der Fertigstellung der Wohnungen kann frühes-

tens zwei Jahre nach Bewilligung gerechnet werden. 

 

Für das Jahr 2017 sind Haushaltsmittel für die Bewil-

ligung von insgesamt 3.000 geförderten Neubauwohnun-

gen bereitgestellt worden. Für das Jahr 2018 ist die Er-

richtung von insgesamt 3.500 geförderten Wohnungen 

beabsichtigt. 

 

Die Verteilung der geförderten Wohnungen auf die 

Bezirke ergibt sich aus der Bewilligung der gestellten 

Anträge. 

 

Im Jahr 2016 wurden bei den landeseigenen Woh-

nungsbaugesellschaften von 19.179 aller zur Neuvermie-

tung gekommenen bündnisrelevanten Wohnungen 11.025 

Wohnungen an WBS-Berechtigte vergeben, das entspricht 

57,5 %. Somit liegt die WBS-Quote über dem Plan. Die 

Sollvorgabe aus dem Wohnraumversorgungsgesetzes 

Berlin (WoVG Bln) beträgt 55 %. Die Quote der Neu-

vermietungen an besondere Bedarfsgruppen betrug im 

Jahr 2016 14,8 % (2.836 Wohnungen von allen zur Neu-

vermietung gekommenen bündnisrelevanten Wohnungen) 

und liegt somit über der Sollvorgabe nach dem WoVG 

Bln von 11 %.  

 

 

Frage 8: Wieviel Menschen besitzen in 2016 einen 

WBS und haben keine Wohnung mit WBS gefunden? 

 

Antwort zu 8: Mit Stand vom 31.12.2016 waren 

34.374 Haushalte im Besitz eines gültigen WBS.  

 

Wie viele Menschen im Jahr 2016 keine Wohnung mit 

WBS gefunden haben, kann aufgrund der vorliegenden 

Daten nicht beantwortet werden, da die Vermietungen mit 

WBS nicht lückenlos und nicht immer zeitnah durch die 

Bezirksämter von Berlin erfasst werden.  

 

 

Frage 9: Wieviel gültige WBS sind derzeit ausgege-

ben in Berlin? 

 

Antwort zu 9: Mit Stand zum 28.02.2017 beträgt die 

Anzahl gültiger Wohnberechtigungsscheine 36.393.  

 

 

Frage 10: Wie viele Wohnungen gibt es derzeit in Ber-

lin für Inhaber von WBS? 

 

Antwort zu 10: Die Anzahl der Wohnungen, die es 

derzeit für Haushalte mit einem WBS gibt, kann nicht 

stichtagsgenau ermittelt werden, sondern nur für einen 

bestimmten Zeitraum bestimmt oder prognostiziert wer-

den. 

Um als Inhaber eines gültigen WBS eine Sozialmiet-

wohnung beziehen zu können, muss diese auf dem Woh-

nungsmarkt angeboten werden, weil sie z. B. nach Leer-

zug, abgeschlossener Sanierung oder erfolgtem Neubau 

für den berechtigten Personenkreis mietbereit ist. Auf-

grund des belegungsgebundenen Wohnungsbestandes in 

Höhe von gegenwärtig ca. 110.000 Wohnungen (ohne den 

Bestand der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften) 

und einer prognostizierten Fluktuation von rund 4 Prozent 

im gebundenen Bestand, stünden im laufenden Jahr rd. 

4.300 Wohnungen für Haushalte mit einem WBS zur 

Verfügung. Weil darüber hinaus die landeseigenen Woh-

nungsbaugesellschaften durch die neu abgeschlossene 

Kooperationsvereinbarung verpflichtet sind, 60 Prozent 

der jährlich zur Wiedervermietung kommenden Wohnun-

gen ihres gesamten Bestandes an wohnberechtigte Haus-

halte zu vergeben, kann angenommen werden, dass diese 

im Jahr 2017 weitere rund 10.000 Wohnungen an Woh-

nungssuchende, die grundsätzlich die  

 

Anspruchsvoraussetzungen für einen WBS erfüllen, 

überlassen. Zusätzlich werden sich Haushalte mit WBS 

auch im freifinanzierten sonstigen Wohnungsbestand der 

Stadt mit rund 1,3 Mio. Mietwohnungen mit Wohnraum 

mindestens teilweise versorgen können. 

 

 

 

Berlin, den 07. April 2017 

 

 

In Vertretung 

 

S e b a s t i a n   S c h e e l 

................................ 

Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 11. Apr. 2017) 


